
2SEITEN Infoblatt von Sabine Berninger, MdL 
Sprecherin für Migrationspolitik der Fraktion DIE LINKE. im Thüringer Landtag 
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Ausgabe 6 I März 2008 

VOLKSBEGEHREN STARTET… 1111    
Mit einem Volksbegehren will das 
Bündnis für Mehr Demokratie in Thü-
ringen Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheide erleichtern.  
Der Reformstau in Thüringen ist offen-
sichtlich: Zwischen Bayern und Thürin-
gen liegen Welten - jedenfalls in Sa-
chen direkter Demokratie auf kommu-
naler Ebene. Während in Bayern in den 
vergangenen zehn Jahren 1.380 Bür-
gerbegehren gestartet wurden, sind es 
in Thüringen gerade zwei Dutzend. 
Bayern ist Spitzenreiter unter den Bun-
desländern, Thüringen Schlusslicht.  
Wir sind bereits mittendrin:  
Das Volksbegehren ist zugelassen. Die 
Unterschriftensammlung, bei der in 
vier Monaten mehr als 200.000 Unter-
schriften zusammenkommen müssen, 

läuft vom 20. März bis 19. Juli 2008. 
Bürgerbegehren sollen auch zugelas-
sen werden über kommunale Bauleit-
planungen, Kreditaufnahmen, Satzun-
gen und auch über Abgaben, nicht 
aber über deren Einführung oder Ab-
schaffung. Die Hürden für Bürgerbe-
gehren sollen auf 7 Prozent gesenkt 
werden. Reformiert werden soll auch 
der bisherige Bürgerantrag, mit dem 
der Gemeinderat mit einem Thema 
befasst werden kann. Hier schlägt das 
Mehr Demokratie-Bündnis einen Ein-
wohnerantrag vor: Maximal 300 Unter-
schriften sollen genügen; auch Jugend-
liche ab 14 Jahren sowie ausländische 
Mitbürgerinnen und Mitbürger sollen 
unterschreiben können. 
Zunächst hatte das Bündnis gemein-

sam mit den Oppositionsfraktionen im 
Landtag versucht, die Bürgerbegehren 
mit einer parlamentarischen Initiative 
zu reformieren. Aber der Gesetzent-
wurf ist an der CDU-Mehrheit im Land-
tag gescheitert. Die CDU sieht keiner-
lei Änderungsbedarf in Sachen direkter 
Demokratie. Alles sei bestens. (Quelle: 
www.thueringen.mehr-demokratie.de). 
 Auch im Ilm-Kreis  wird  das 
Volksbegehren von einem breiten 
Bündnis aus verschiedenen gesell-
schaftlichen Gruppen unterstützt. 

(Fortsetzung auf Seite 2) 

����Haushalt & Finanzen: Der finanzpo-
litische Sprecher der LINKEN im Thü-
ringer Landtag, Mike Huster, forderte 
am 19. Februar die Landesregierung 
auf, die Zahl der Steuerprüfer in den 
Finanzämtern um mindestens 20 zu 
erhöhen. 
Nach Auffassung der LINKEN im Thü-
ringer Landtag solle die Landesregie-
rung damit aufhören, weiterhin die 
Steuergeschenke der letzten Einkom-
mensteuer- und Unternehmenssteuer-

reformen zu bejubeln, nunmehr sei 
endgültig klar, dass die Steuererleich-
terungen der letzten Jahre nicht zu 
mehr Steuerehrlichkeit geführt hätten, 
so der Abgeordnete. 
Er wirft der Landesregierung vor, die 
Frage der Steuerehrlichkeit bisher  zu 
sehr auf mittlere und kleine Einkom-
men begrenzt zu haben. Der erfolgte 
Personalabbau bei den Finanzämtern 
sei kaum als Beitrag zur Bekämpfung 
des Steuerbetruges in Deutschland zu 
interpretieren.  
����Inneres & Justiz:  "Ein Jahr Wirbel 
für Nichts!" Der innenpolitische Spre-
cher der Fraktion DIE LINKE im Thürin-
ger Landtag, Dr. Roland Hahnemann, 
zeigt sich empört über die traute Ein-
tracht zwischen CDU-Fraktion und 
Landesregierung in Sachen OPTOPOL: 
"Es ist schlimm, dass die Landtags-
mehrheit nach mehr als einem Jahr 
medienwirksamen Rummels der Regie-
rung jetzt grünes Licht für eine so ge-
nannte Polizeireform gibt, die nicht 
einmal den Namen verdient." Die be-

absichtigten Strukturveränderungen 
lösten nicht die Probleme in der Thü-
ringer Polizei. Es komme weder zu 
einem maßgeblichen Abbau von Ver-
waltung im Polizeidienst noch werde 
der Basisvollzugsdienst durchgreifend 
gestärkt. „Am Ende ist OPTOPOL 
nichts weiter als ein Sparprogramm 
auf Kosten der Sicherheit der Bürger 
und zu Lasten der Dienstbedingungen 
der Polizeibeamten". 
Der Landtag hätte die Möglichkeit, der 
Landesregierung die Grundrichtung 
und Eckdaten einer neuen Polizeistruk-
tur vorzugeben. "Die CDU-
Abgeordneten entmündigen mit ihrer 
Zustimmung zur Haltung der Regierung 
das Parlament und auch sich selbst. 
Wir Abgeordneten der LINKEN werden 
der CDU-Regierung diesen Freibrief 
zum Umgang mit Polizei und öffentli-
cher Sicherheit nicht ausstellen und 
den Gesetzentwurf ablehnen", kündigt 
Hahnemann an. 
����Arbeitsmarkt: Leukefeld kritisiert 
"Taschenspielertrick zu Lasten von 

(Fortsetzung auf Seite 2) 

2222    LANDTAGSINFO 

Inhalt:     
 

Mehr Demokratie in Thüringer 
Kommunen 

1 

 

Landtagsinfo 2 
 

Volksbegehren im Ilm-Kreis 3 
 

Kluge Worte 4 

 

Termine 5 



Kontakt im Landtag: 
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Ich stimme mit der Mathematik nicht überein. Ich meine, 
daß die Summe von Nullen eine gefährliche Zahl ist. 
(Stanislaw Jerzy Lec)  

Arbeitslosen" . Die Pläne von Bundes-
arbeitsminister Olaf Scholz (SPD), die 
für rechtswidrig erklärten Arbeitsge-
meinschaften (ARGEN) von Bundes-
agentur für Arbeit und Kommunen 
ohne Gesetzesänderung still und 
heimlich in "freiwillige Jobcenter" 
umzugestalten, lägen nicht im Inte-
resse der Betroffenen. Darauf verwies 
am 15. Februar Ina Leukefeld, Spre-
cherin der Landtagsfraktion DIE LIN-
KE für den Arbeitsmarkt. Damit sei 
"eine Chance verpasst, Hartz IV we-
nigstens zu verbessern".  
����Familienpolitik: Mit der Absicht, 
Krippen und Kindergärten zusammen-
legen zu wollen, "strickt Ministerprä-
sident Althaus einmal mehr an der 
Legende, es gäbe Überkapazitäten in 
Thüringer Kindertagesstätten", so 
Dieter Hausold, der Fraktionsvorsit-
zende der LINKEN am 14.02.08. Dies 
sei ein "durchsichtiges Manöver", mit 
dem Althaus verschleiern wolle, dass 
Thüringen bei den Kindertagesstätten 
schon seit Jahren den stetigen Weg 

der Verschlechterung gehe. 

Wenn er von Doppelstrukturen 
und Überkapazitäten spreche, 
solle offensichtlich die seit 2006 
Thüringer Kindertagesstätten in 
belastende Streichungsorgie legiti-
miert und fortgesetzt werden. Hau-
sold stellte erneut die von Althaus 
behauptete führende Stellung Thürin-
gens in der Kinderbetreuung in Frage. 
Studien, die dem Freistaat eine gute 
Versorgung bescheinigten, bezögen 
sich alle auf die Zeit vor der Einfüh-
rung der so genannten Familienoffen-
sive und ihren massiven Kürzungen. 
����Gesundheit: Dr. Ruth Fuchs, Spre-
cherin für Gesundheitspolitik, begrüß-
te ausdrücklich das Grundsatzurteil 
des Bundessozialgerichts, wonach die 
Barmer Ersatzkasse ihr Hausarztpro-
gramm aus eigener Tasche finanzie-
ren muss. Sie erneuerte ihre grund-
sätzliche Kritik daran, dass mit der 
Einführung von Elementen der Markt-
wirtschaft in das Gesundheitssystem, 
wie der Praxisgebühr, die "soziale 
Krankenversicherung sukzessive pri-
vatisiert und ausgehöhlt werde. 
����Mehr Infos zur Politik der Linksfrak-
tion: www.die-linke-thl.de 

LANDTAGSINFO 

Etwa 9.800 gültige Unterschriftenbö-
gen müssen im Ilm-Kreis gesammelt 
werden, um das notwendige Quorum 
von 10 Prozent der Wählerinnen und 
Wähler zu erreichen. 
Das Bündnis plant nach der Auftakt-
veranstaltung am 20. März (mit Info-
ständen in Arnstadt und Ilmenau) 
noch weitere grö-
ßere Aktionen. So 
wird die Demokra-
tie-Tour am 29. 
April in Arnstadt 
Station machen, 

auch der Mehr Demokratie-Bus des 
bundesweiten Bündnisses wird in 
Arnstadt und Ilmenau stoppen. 
Informationen zu Aktionen und Info-
ständen sowie Material sind ab 20. 
März über das Wahlkreisbüro von 
Sabine Berninger zu beziehen. 
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13. März 2008, 12 Uhr 
Öffentliche Anhörung zur Situation von 
MigrantInnen in Thüringen  
Gleichstellungsausschuss des Thüringer 
Landtags, Erfurt, Arnstädter Straße 51, 
Raum 101 
 

15. März 2008, 10 Uhr 
Ehrung der Märzgefallenen 
Hauptfriedhof Arnstadt 
 
_______________________________________________________________________________ 

Linke Kommunalpolitik in Arnstadt 
- Rückblick und Vorausschau - 

 

Eine Veranstaltung von DIE LINKE. Arnstadt 
in Zusammenarbeit mit der Linksfraktion  

im Arnstädter Stadtrat 
 

Mittwoch, 19. März 2008 
Hotel „Goldene Sonne“, Ried 

Beginn: 18 Uhr 
_______________________________________________________________________________ 
 

20. März 2008, 10-12 Uhr  
Infostand & Unterschriftensammlung für 
das Volksbegehren 
„Mehr Demokratie in 
Thüringer Kommunen“ 
Arnstadt, Hopfenbrunnen 
 

23.März 2008  
Ostersonntag - 10.00 Uhr 
Friedenskundgebung Am Rufer, Arnstadt 
10.30 Uhr - Fahrraddemonstration 
13.00 Uhr - Ostermarsch in Ohrdruf 
 

29. April 2008, 10-12 Uhr  
Infostand & Unterschriftensammlung für 
das Volksbegehren 
„Mehr Demokratie in Thüringer 
Kommunen“ 
Arnstadt, Hopfenbrunnen 
 

1. Mai 2008, ab 10 Uhr  
Maifeier der LINKEN in Arnstadt 
Arnstadt, Zimmerstraße 
 

PolitTisch:  im LinXX.Treff : 
(Zimmerstraße 6) 
24. April 2008, 19 Uhr 
Landtagsgeplauder 
Aktuelles aus dem Thüringer Landtag 
 

29. Mai 2008, 19 Uhr 
Neues von der LINKEN 
Bericht vom Bundesparteitag 
 

Plenarsitzungen im Thüringer Landtag: 
24./25. Januar, 27./28. Februar 2008 
(jeweils ab 9 Uhr) 
 

Für weitere Termine beachten Sie bitte die  
Veröffentlichungen in der lokalen Tages-
presse. ***Und für alle Termine gilt:  
Nazis sind unerwünscht und nicht ein-
geladen !  
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